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AFD-FRAKTION | Ulrich Singer und Christian Klingen lösen Katrin Ebner-Steiner und Ingo Hahn ab GESUNDHEITSAUSSCHUSS | Seniorenresidenz Schliersee

betreut worden sein. Auch die
Staatsanwaltschaft ermittelt im
Zusammenhang mit dem Heim.

Andreas Krahl von den Grünen
sagte, der Bericht spotte Vernunft,
Anerkennung und Mitgefühl. Es
gehe hier um Menschen, deren
Würde zutiefst verletzt worden
sei. Dominik Spitzer (FDP) kriti-
sierte, der Bericht werfe mehr Fra-
gen auf, als er beantworte.

Bereits im Vorfeld der Sitzung
des Gesundheitsausschusses hat-
ten Krahl und Waldmann im
Bayerischen Rundfunk Kritik am
Bericht geübt. Es sei keinerlei
Aufklärungswille erkennbar, sagte
Waldmann.

Das Gesundheitsministerium
wies dies zurück. Man nehme Hin-
weise auf mögliche Missstände in
Einrichtungen der Pflege sehr
ernst. Im Ausschuss hatte die Ver-
treterin der Regierung erklärt, dass
es bis zur Betriebsuntersagung ein
Prozess sei, der dauern könne. Die-
se dürfe nur als Ultima Ratio ein-
gesetzt werden – zumal auch ein
Umzug Bewohner belaste.
> CHRISTOF RÜHRMAIR, DPA

Der Bericht des Gesundheitsmi-
nisteriums zur wegen Pflegemän-
geln geschlossenen Seniorenresi-
denz Schliersee ist auf massive Kri-
tik gestoßen. Im Gesundheitsaus-
schuss des Bayerischen Landtags
bemängelten ihn Vertreter*innen
von SPD, Grünen und FDP als aus-
weichend und unzureichend. Nun
soll die Staatsregierung bis Novem-
ber einen nachgebesserten Bericht
vorlegen.

Die stellvertretende Vorsitzende
des Gesundheitsausschusses,
Ruth Waldmann (SPD), kritisier-
te, das Ministerium habe nicht be-
antwortet, wie es „zu diesen ent-
setzlichen Zuständen“ kommen
konnte. Zudem kritisierte sie den
Umgang mit bekannt gewordenen
Mängeln. Wenn diesen früher
nachgegangen worden wäre, hätte
man sie früher abstellen können
und vielen Menschen wäre Leid
erspart geblieben.

Die Seniorenresidenz, die ehe-
mals Platz für rund 140 Menschen
bot, musste wegen gravierender
Pflegemängel schließen. Bewoh-
ner*innen sollen unzureichend

Kritik an Ministeriumsbericht

wohin man kommt, wenn man sich
die ganze Zeit zofft“, sagte er mit
Blick auf die AfD-Einbußen bei der
Bundestagswahl. Es gehe nun um
ein geschlossenes Auftreten und
eine bessere Wahrnehmung in der
Öffentlichkeit.

Gegen Singer angetreten war al-
lerdings der europapolitische
Sprecher der Fraktion, Martin
Böhm. Er gehörte jedoch dem alten
Fraktionsvorstand nicht an und
war auch nicht Teil der Rebellen-
Gruppe. „Bei einer Wahl sollte es
auch eine Auswahl geben, das ist
ein demokratisches Prinzip“, er-
klärte er seine Motivation. Nicht
anzutreten bedeute auch, seine ei-
genen Überzeugungen nicht zur
Abstimmung zu stellen, ergänzte
der bekennende Anhänger des
AfD-Rechtsaußen Björn Höcke.
Böhm gab seiner Hoffnung Aus-
druck, dass die „Befindlichkeiten“
innerhalb der AfD-Fraktion nun
weniger würden. Eine inhaltliche
Neuausrichtung erwarte er nicht.
> JÜRGEN UMLAUFT

servative Partei, „inländerfreund-
lich“ und Vertreter der Interessen
der deutschen Bevölkerung. Man
wolle aber auch zeigen, dass die
AfD keine Ein-Themen-Partei sei,
sondern „breit gefächert vernünfti-
ge Lösungen“ biete.

Aus der alten Fraktionsspitze
hatte sich niemand zur Wieder-
wahl gestellt. Der alte Vorstand
habe mit Blick auf die Mehrheits-
verhältnisse bereits vorab be-
schlossen, „keinen Kampfkurs“
mit Gegenkandidaturen zu fahren,
berichtete der abgelöste Fraktions-
vize Roland Magerl im Nachgang
der Sitzung. „Wir haben ja gesehen,

Fraktion bereits im Verlauf der
vergangenen beiden Jahre verlas-
sen. Die elf „Rebellen“ hatten sich
mehrfach über den Führungsstil
und das öffentliche Auftreten der
alten Fraktionsspitze beklagt.

Der neue Fraktionschef Singer
kündigte nach der Wahl an, künf-
tig die Teamarbeit in der Fraktion
in den Mittelpunkt zu rücken.
Mithilfe seines „einigenden We-
sens“ hoffe er, die persönlichen
Animositäten überdecken zu kön-
nen. Bei der inhaltlichen Ausrich-
tung der Fraktion habe es schon
bislang keine Differenzen gege-
ben. Grundlage der politischen
Arbeit sei das AfD-Parteipro-
gramm, betonte Singer. Er ver-
sprach „mehr Transparenz und of-
fene Türen“ sowie eine offensivere
Medienarbeit als unter der bishe-
rigen Führung. Zudem wolle man
„bayerischer“ werden.

Klingen ergänzte, die neue Frak-
tionsspitze werde „als Team neu
anfangen“. Zur Ausrichtung sagte
er, die AfD sei eine bürgerlich-kon-

Die AfD-Landtagsfraktion hat
ihre Führung komplett neu ge-
wählt. An der Spitze stehen künf-
tig der Sozialpolitiker Ulrich Sin-
ger (Nördlingen) und der bisher
für Verbraucher- und Tierschutz-
fragen zuständige Christian Klin-
gen (Kitzingen). Sie lösen Katrin
Ebner-Steiner und Ingo Hahn ab.
Neu im Amt sind auch die Frakti-
onsvizes Gerd Mannes und Franz
Bergmüller sowie der Parlamenta-
rische Geschäftsführer Andreas
Winhart und sein Stellvertreter
Markus Bayerbach.

Das künftige Führungssextett
gehört einer Gruppe von zuletzt
noch elf AfD-Abgeordneten an,
die schon seit mehr als einem Jahr
versucht haben, die alte Spitze ab-
zulösen. Das scheiterte bislang an
der dafür nötigen Zweidrittel-
mehrheit. Bei den nun turnusge-
mäß erfolgten Neuwahlen reichte
die einfache Mehrheit unter den
19 verbliebenen AfD-Parlamenta-
riern. Drei der ursprünglich 22
AfD-Abgeordneten hatten die

Fraktionsspitze komplett neu

Nicht nur hinter den Fraktionstüren
rumorte es gewaltig. DPA/HOPPE

Als Ausgleich zur Politik ist Löw
seit einiger Zeit als Imker tätig.
„Ich mag es, wenn es summt“, sagt
er. Leider habe er über den vergan-
genen Winter seine drei Völker ver-
loren, jetzt versuche er einen Neu-
start mit einem zugekauften Stock.
Hobbymäßig ist er zudem als
Sportschütze aktiv. Das Landtags-
handbuch weist Löw auch als Eh-
renmitglied des Burschenvereins
Floß aus. Schmunzelnd räumt Löw
ein, dass damit keine besondere
Leistung verbunden gewesen sei:
„Das wird man automatisch mit 30
oder wenn man heiratet.“

Ein besonderes Anliegen ist Löw
die Knochenmarkspende. Er selbst
habe sich schon vor vielen Jahren
typisieren lassen und wolle nun
auch andere dazu motivieren.
Spender zu sein sei mit einem ge-
wissen persönlichen Aufwand ver-
bunden, aber es lohne sich, weil
man anderen Menschen helfen
könne. Dass Landtagspräsidentin
Ilse Aigner (CSU) seinen Vor-
schlag nicht aufgenommen habe,
im Landtag eine Typisierung zu
starten, bedauert Löw. Er vermutet
dahinter seine AfD-Mitgliedschaft.
Aus dem Landtagsamt war zu er-
fahren, dass bereits kurz vor Löws
Initiative eine entsprechende Ak-
tion stattgefunden habe, mit aller-
dings geringer Resonanz. Deshalb
habe man nach Rücksprache mit
den Organisatoren solcher Ange-
bote beschlossen, vorerst davon
abzusehen. > JÜRGEN UMLAUFT

tei gewesen, die die Zustände an
den Grenzen habe beenden wol-
len. Politisch beschreibt sich Löw
als Idealisten, er stehe für mehr
Pragmatismus in der Politik. So
würde er sich wünschen, dass im
Landtag auch mal Anträge der AfD
Zustimmung fänden und nicht ein-
fach pauschal abgelehnt würden.
Neben der Innen- und Sicherheits-
politik nennt Löw die „demokrati-
sche Bildung“ und die Landwirt-
schaft als Themen, die ihm am Her-
zen lägen. Außerdem trete er für
eine unabhängige Justiz ein. Stö-
rend finde er, dass Staatsanwälte
politisch weisungsgebunden seien.

Knochenmarkspende ist
ihm ein besonderes Anliegen

Für den Fall, dass es mit dem
Landtagseinzug nichts geworden
wäre, habe er als Alternative eine
Firma gegründet, erzählt Löw. Er
wollte eine eigene Erfindung zur
Marktreife führen – die Flaschen-
reifung von Whiskey und Rum. So
nebenbei habe er sich mit der Her-
stellung der Getränke beschäftigt,
da sei ihm die Idee eines Nachts ge-
kommen: statt der langwierigen
Reife im Holzfass die individuelle
in der Flasche. Nach Rücksprache
mit Experten habe sich aber he-
rausgestellt, dass eine lebensmit-
telechte Holz-Glas-Verbindung
technisch nicht umsetzbar sei.

nahmen äußern. Allgemein nur so
viel: „Grundsätzlich werden freie
Stellen innerhalb der Bundespoli-
zei ausgeschrieben und im Rahmen
einer Auswahl nach Eignung, Leis-
tung und Befähigung besetzt.“

Das Ausscheiden aus dem Dienst
hat Löw aber nicht daran gehin-
dert, bei seiner Landtagskandida-
tur 2018 den Eindruck zu erwe-
cken, als sei er noch aktiver Poli-
zist. Das Kürzel „a. D.“ für „außer
Dienst“ ließ er bei seiner Berufsbe-
zeichnung auf dem Wahlzettel weg.
Es gab deshalb Beschwerden we-
gen möglicher Wählertäuschung,
die allerdings keinen Erfolg hatten.
Rein rechtlich war alles in Ord-
nung. Im Landtag gehört Löw dem
Innenausschuss an. Wo er im frak-
tionsinternen Lagerstreit der AfD
steht, ist nicht so leicht auszuma-
chen. Von ihm sind keine scharf-
macherischen Auftritte bekannt,
andererseits gehörte er auch nicht
zu den „Rebellen“, die vergangene
Woche den mehrheitlich dem völ-
kischen Flügel der AfD zuneigen-
den Fraktionsvorstand abgewählt
haben. Er habe sich da bewusst he-
rausgehalten, sagt Löw, weil er die
politische Arbeit und nicht Perso-
nalquerelen in den Mittelpunkt
stellen wolle.

In die AfD ist Löw 2016 einge-
treten, vorher war er nach eigenen
Angaben politisch nicht aktiv. Aus-
löser für den Eintritt seien seine Er-
fahrungen als Bundespolizist ge-
wesen. Die AfD sei die einzige Par-

Jahren wurde er von der Bundes-
polizei in den vorläufigen Ruhe-
stand versetzt. Nach der Mittleren
Reife war Löw in den Polizeidienst
eingetreten und später zum Dienst
an der deutsch-österreichischen
Grenze eingeteilt worden. Mit der
großen Flüchtlingswelle ab dem
Herbst 2014 seien ihm Zweifel an
der Sinnhaftigkeit dieser Tätigkeit
gekommen, erzählt Löw. Echte
Kontrollen und die Zurückwei-
sung illegal Einreisender seien da
nicht mehr möglich und politisch
auch nicht erwünscht gewesen.
„Wir durften unsere eigentliche
Aufgabe, für Sicherheit beim
Grenzübertritt zu sorgen, nicht
mehr erfüllen“, so Löw aus seiner
Sicht und berichtet von Fällen, als
sogar mögliche Gefährder hätten
durchgewunken werden müssen.

Derartige „Rechtsbrüche“ habe
er nicht mehr mit seinem Gewissen
vereinbaren können. Das habe sich
dann auch auf seine Gesundheit
durchgeschlagen. Er habe deshalb
um Versetzung gebeten. „Ich habe
mich auf mehrere Stellen bewor-
ben, aber man wollte mich nicht
haben. Wahrscheinlich habe ich
denen nicht gepasst – aus welchen
Gründen auch immer“, schiebt er
die Verantwortung für die Früh-
pensionierung auf seinen Arbeitge-
ber. Bei der zuständigen Bundes-
polizeidirektion München heißt es
auf Nachfrage, man könne sich aus
datenschutzrechtlichen Gründen
nicht zu einzelnen Personalmaß-

gegen den Maske-weg-Parolen der
AfD nicht für eine Atemschutz-
maskenpflicht eintreten müsse, da-
mit die Bürger*innen bestmöglich
vor einer Ansteckung mit dem Co-
ronavirus geschützt wären, ant-
wortet Löw nach kurzem Überle-
gen mit Nein. Ob er wieder so han-
deln würde? „Aktuell nicht“, ant-
wortet Löw. Aber durch die Aktion
sei die „bis dahin öffentlich ver-
schwiegene Position der AfD“ zur
Maskenpflicht bekannt geworden,
gewährt er einen Einblick in seine
Motivation.

Löw ist mit nun 31 Jahren der mit
Abstand Jüngste unter den Abge-
ordneten der AfD – und trotzdem
schon Pensionär. Im Alter von 27

Um es kurz zu machen: Stefan
Löw ist der „Mann mit der Gasmas-
ke“. Als solcher hat es der AfD-Ab-
geordnete aus der Oberpfalz im Juli
2020 bundesweit in die Medien ge-
schafft. Im Landtag war gerade die
Maskenpflicht eingeführt worden,
da trat Löw mit einer martialisch
aussehenden Vollschutzmaske ans
Rednerpult. Was er sagen wollte,
konnte man nicht verstehen, er be-
kam aber auch nur wenig Zeit da-
für. Denn Sitzungsleiter Alexander
Hold (FW) rügte Löw für sein „un-
gebührliches Verhalten“ und ent-
zog ihm nach mehrmaliger Auffor-
derung, das Teil abzusetzen,
schließlich das Wort. Löw habe
versucht, „das Hohe Haus lächer-
lich zu machen“.

Löw legt noch heute Wert auf die
Feststellung, dass es sich damals
um keine Gasmaske, sondern eine
„Vollatemschutzmaske“ gehandelt
habe. Er habe darauf aufmerksam
machen wollen, dass die seinerzeit
als Standard geltenden Communi-
ty-Masken „sinnlos“ seien, weil sie
keinerlei Schutzwirkung gehabt
hätten. Seine Ausrüstung dagegen
hätte wirklich geholfen, denn der
Filter schütze auch vor Viren. Au-
ßerdem verhindere diese Masken-
art eine Übertragung über die Au-
genschleimhäute. „Ich habe den
Mund-Nasen-Schutz mit dem Face
Shield kombiniert“, rechtfertigt
sich Löw.

Auf die Frage, ob er im Umkehr-
schluss mit dieser Begründung ent-

Der Jung-Pensionär

Stefan Löw (AfD). FOTO: BSZ

IM PORTRÄT | Stefan Löw, Abgeordneter der AfD

In ihren Richtlinien zum Umweltschutz
in Behörden aus dem Jahr 2014 schreibt
die Staatsregierung, dass die Berücksich-
tigung von Umweltaspekten bei der Be-
schaffung nicht Option oder gar vernach-
lässigbar, sondern rechtliche Pflicht sei.
Patrick Friedl (Grüne) wollte daher wis-
sen, wie häufig die bayerischen Ministe-
rien Recyclingpapier bestellen. „Der Ein-
satz spart rund 60 Prozent Energie und ist
effektiver Umweltschutz“, unterstreicht
er.
Die Antwort der Staatskanzlei zeigt, dass
der Einsatz von Recyclingpapier in den
Ministerien der Staatsregierung sehr ge-
ring ist. In der Staatskanzlei ist die Zahl
nach 71 Prozent im Jahr 2016 auf nur
noch 56 Prozent zurückgegangen, im
Wirtschaftsministerium liegt sie bei 30
Prozent. Immerhin ist der Papierver-
brauch insgesamt zurückgegangen.
Obwohl das Kultusministerium Schulen
nachdrücklich empfiehlt, Recyclingpa-
pier zu verwenden, kommt es selbst ledig-
lich auf eine Recyclingpapier-Quote von
unter elf Prozent. Gleichzeitig liegt es
beim Papierverbrauch pro Kopf mit 37 Ki-
logramm vorne. Auf nur elf Prozent
kommt auch das Wissenschaftsministeri-
um.

Staatsministerien nutzen wenig Recyclingpapier

Im Digitalministerium lag der Anteil am
Recyclingpapier sogar bei null. Aller-
dings weist die Staatskanzlei darauf hin,
dass 2020 kein Papier bestellt wurde,
weil der 2019 gekaufte Vorrat erst dieses
Jahr aufgebraucht wurde. Das und der
niedrige Pro-Kopf-Verbrauch von nur
sechs Kilogramm Papier spricht immer-
hin für ein papierloses Büro, wie es sich
für ein Digitalministerium gehört.
Vorbildlich ist das Umweltministerium.
Hier lag die Recyclingquote bei 100 Pro-
zent. Auch das Gesundheitsministerium
nimmt Umweltschutz ernst, wie eine Re-
cyclingpapier-Quote von 97 Prozent
zeigt. Hohe Zahlen können auch das In-
nen- und das Justizministerium vorwei-
sen. Dort werden jeweils 95 Prozent des
Papiers recycelt. Im Verkehrsministerium
waren es 88 Prozent, im Finanzministeri-
um 82 Prozent und im Arbeitsministeri-
um immerhin noch 64 Prozent.
Dem Grünen-Abgeordneten ist es den-
noch ein Rätsel, warum sich viele Staats-
ministerien dem Umwelt- und Klima-
schutz über Jahre standhaft verweigern.
„Wie man Wasser predigt, selbst aber
Wein trinkt, zeigt vor allem das Ministe-
rium für Unterricht und Kultus“, kriti-
siert er. > DAVID LOHMANN

Vom papierlosen Büro ist die Staats-
regierung noch weit entfernt.
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